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SPD-Fraktion 
in der Bürgerschaft 
der Hansestadt Lübeck

► Nr.  VO/2015/02505
öffentlich

Lübeck, 10.03.2015

Antrag 

Bearbeitung: Christine Vitzthum (E-Mail: vitzthum@spdfraktion-luebeck.de Telefon: 122-1036)

Umbenennung in Zuwanderungsabteilung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

26.03.2015 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Die SPD-Bürgerschaftsfraktion beantragt:

Der Bürgermeister wird aufgefordert,  den Verwaltungsbereich  322.2 Abteilung 
Angelegenheiten für Ausländer/innen /Staatsangehörigkeiten im Fachbereich 3 Umwelt, 
Sicherheit und Ordnung in Zuwanderungsabteilung umzubenennen. Die Umbenennung soll 
 bis zum Juli 2015 umgesetzt werden.

Begründung:
Der Begriff lehnt sich an das vom Land Schleswig Holstein im Juni 2014 entwickelte Leitbild 
für eine „Zuwanderungsverwaltung in Schleswig Holstein“. Vorrangiges Ziel dabei ist es, den 
in der breiten Öffentlichkeit negativ besetzten Begriff „Ausländerbehörden“ abzulösen, und 
die bekannten Verwaltungsbereiche für neuzuwandernde Ausländerinnen und Ausländern, 
einer sich veränderten Gesellschafts- und Verwaltungskultur näher zu bringen. 
Die Landeshauptstadt Kiel hat eine Umbenennung ihrer entsprechenden 
Verwaltungsbereiche  bereits zum 1. 1.2015  umgesetzt.

Anlagen :

    Vorsitzende/r
der SPD-Fraktion
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